
 

  

S 8 AL 1160/98

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 10
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AL 1160/98
Datum 03.02.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 94/99
Datum 26.02.2002

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
03.02.1999 aufgehoben und die Klage abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Eintritt einer Sperrzeit und die Aufhebung der Bewilligung von
Arbeitslosengeld (Alg) fÃ¼r die Zeit vom 04.02.1997 bis 28.04.1997 sowie die
RÃ¼ckforderung von 3.294,30 DM.

Der am 1968 geborene KlÃ¤ger bezog seit 27.06.1996 von der Beklagten Alg nach
einem wÃ¶chentlichen Arbeitsentgelt von (gerundet) 720,-DM. Im Mai 1997 teilte
das Zentralamt der Beklagten dem Arbeitsamt NÃ¼rnberg den am 03.02.1997
erfolgten Beginn einer BeschÃ¤ftigung des KlÃ¤gers mit. Nach der
Arbeitsbescheinigung der Leiharbeitsfirma M.-GmbH (NÃ¼rnberg) vom 10.06.1997
war der KlÃ¤ger bei ihr am 03.02.1997 als Produktionshelfer 4,8 Stunden
beschÃ¤ftigt gewesen. Das Bruttoarbeitsentgelt betrug 55,20 DM. Der Arbeitgeber
kÃ¼ndigte jedoch das ArbeitsverhÃ¤ltnis noch am 03.02.1997, weil der KlÃ¤ger den
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Arbeitsplatz bei der Einsatzfirma vorzeitig verlassen habe. Der hierzu gehÃ¶rte
KlÃ¤ger gab am 05.06.1997 an, er sei mit der S-Bahn zur Einsatzfirma nach R.
(Pegnitz) gefahren. Der Weg dahin sei ihm jedoch zu weit gewesen. Er habe nur 2
Stunden gearbeitet.

Mit Bescheid vom 27.04.1998 stellte die Beklagte fÃ¼r die Zeit vom 04.02.1997 bis
28.04.1997 den Eintritt einer Sperrzeit fest, weil der KlÃ¤ger das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit der Firma M. selbst aufgegeben habe und er daher
arbeitlos geworden sei. Gleichzeitig forderte die Beklagte zu Unrecht erhaltene
Leistungen in HÃ¶he von 3.294,30 DM zurÃ¼ck.

Im anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren machte der KlÃ¤ger geltend: Er habe
nicht gearbeitet, sondern sich die Arbeit lediglich angeschaut. Im Hinblick auf die
Schwere der Arbeit sei der vereinbarte Stundenlohn von 11,50 DM zu wenig
gewesen. Die Arbeit habe darin bestanden, groÃ�e Gummiplatten â�� deren
Gewicht habe er nicht feststellen kÃ¶nnen, da er sie nicht selbst gehoben habe â��
in eine Maschine zu stecken. Zum Ã¼blichen Arbeitsbeginn um 6.00 Uhr hÃ¤tte er
mangels eines Autos den Arbeitsplatz nicht erreichen kÃ¶nnen. Den Widerspruch
des KlÃ¤gers wies die Beklagte durch Widerspruchsbescheid vom 20.11.1998 mit
der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, die Fortsetzung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses sei
diesem zumutbar gewesen.

Am 27.11.1998 hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) erhoben
und beantragt, den Bescheid vom 27.04.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20.11.1998 aufzuheben. Zur BegrÃ¼ndung hat er
vorgetragen: Da das Arbeitsamt ihm keinen Arbeitsplatz habe vermitteln kÃ¶nnen,
habe er sich die Stelle selbst gesucht. Jetzt werde er dafÃ¼r bestraft, dass er den
Leistungsbezug habe beenden wollen. Der Einsatzort sei mit Ã¶ffentlichen
Verkehrsmitteln nur sehr umstÃ¤ndlich zu erreichen und ihm daher kaum
zuzumuten. Die Beklagte wies in diesen Zusammenhang darauf hin, dass sich der
Arbeitsplatz in R./ Pegnitz (Fa. D. ) in einer Entfernung von ca 5 Gehminuten von der
S-Bahn-Haltestelle befinde.

Mit Urteil vom 03.02.1999 hat das SG die angefochtenen Bescheide aufgehoben
und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Es habe kein
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis im Rechtssinne vorgelegen, weil die BetÃ¤tigung des
KlÃ¤gers am 03.02.1997 allenfalls als Arbeitsversuch gewertet werden kÃ¶nne. Eine
verwertbare Arbeit sei von ihm nicht geleistet worden. Â§ 119
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) setze jedoch die LÃ¶sung eines bestehenden
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses voraus. Im Ã�brigen sei zwischen dem KlÃ¤ger und
der Firma M. mangels grundlegender ModalitÃ¤ten auch kein ArbeitsverhÃ¤ltnis
begrÃ¼ndet worden.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte am 06.04.1999 Berufung zum Bayer.
Landessozialgericht eingelegt und vorgetragen: Der KlÃ¤ger habe zunÃ¤chst mehr
als ausreichend seine Bereitschaft kund- getan, ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis zu
begrÃ¼nden und erst spÃ¤ter den Entschluss gefasst, diese TÃ¤tigkeit nicht weiter
auszuÃ¼ben. Das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis sei bei der zustÃ¤ndigen
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Krankenkasse angemeldet worden; der KlÃ¤ger habe die vereinbarte VergÃ¼tung
erhalten. Der Arbeitgeber habe von seiner Dispositionsbefugnis Gebrauch gemacht
und den KlÃ¤ger zur Firma D. beordert. Vor der erstmaligen AusÃ¼bung einer
neuen TÃ¤tigkeit seien Einarbeitungs- und Anlernzeiten â�� diese seien allgemein
vom aktiven Zuschauen geprÃ¤gt â�� gang und gÃ¤be. Der KlÃ¤ger habe fÃ¼r sein
Verhalten keinen wichtigen Grund gehabt. Insbesondere habe er die von ihm als
schwer beurteilte TÃ¤tigkeit nicht selbst â�� wenigstens fÃ¼r eine gewisse Zeit â��
ausgeÃ¼bt. Gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigungen habe der KlÃ¤ger nie angezeigt.
Der BeschÃ¤ftigungsort liege innerhalb der zumutbaren Grenzen und sei mit
Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar. Auch habe der Arbeitgeber dafÃ¼r Sorge
getragen, dass der KlÃ¤ger den Einsatzort auf jeden Fall hÃ¤tte erreichen kÃ¶nnen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 03.02.1999 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
03.02.1999 zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger hat sich im Berufungsverfahren nicht geÃ¤uÃ�ert.

In ErgÃ¤nzung des Sachverhalts wird auf die Akten der Beklagten sowie die
Gerichtsakten erster und zweiter Instanz verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Das SG hat die
Bescheide der Beklagten vom 27.04.1998/ 20.11.1998 zu Unrecht aufgehoben,
denn die Beklagte hat fÃ¼r die Zeit vom 04.02.1997 bis 28.04.1997 zutreffend den
Eintritt einer Sperrzeit festgestellt.

Nach Â§ 119 Abs 1 Satz 1 AFG idF des Gesetzes zur Ã�nderung des AFG und zur
FÃ¶rderung eines gleitenden Ã�bergangs Ã¤lterer Arbeitnehmer in den Ruhestand
vom 20.12.1988 (BGBl I S. 2343) iVm Â§ 119 a Nr 1 AFG idF des Gesetzes zur
Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumsprogramms vom 21.12.1993
(BGBl I S. 2353) tritt eine Sperrzeit von 12 Wochen ein, wenn der Arbeitslose das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gelÃ¶st oder durch ein arbeitsvertragswidriges
Verhalten Anlass fÃ¼r die LÃ¶sung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses gegeben hat
und er dadurch vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig die Arbeitslosigkeit
herbeigefÃ¼hrt hat, ohne fÃ¼r sein Verhalten einen wichtigen Grund zu haben.

Im vorliegenden Fall hat der KlÃ¤ger Anlass fÃ¼r die LÃ¶sung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses gegeben.

Zwischen dem KlÃ¤ger und der Zeitarbeitsfirma M. bestand â�� entgegen der
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Auffassung des SG â�� am 03.02.1997 ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis. Nach der
Arbeitsbescheinigung dieser Firma vom 10.06.1997 stand der KlÃ¤ger dort in nicht
selbststÃ¤ndiger BeschÃ¤ftigung und in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Das
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis war von vornherein nicht nur auf Kurzzeitigkeit (Â§ 102
AFG) angelegt, sodass mit ihm die bestehende Arbeitslosigkeit des KlÃ¤gers
beendet wurde (Niesel, ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz, 2. Auflage, Â§ 119 RdNr 5).

Entgegen der Auffassung des SG war die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers am 03.02.1997
nicht nur als Arbeitsversuch ohne verwertbare Arbeitsleistung zu werten. Es ist
nÃ¤mlich jede Art des Einsatzes der kÃ¶rperlichen bzw geistigen KrÃ¤fte im
Erwerbsleben zur HerbeifÃ¼hrung einer Dienstleistung bzw eines Arbeitserfolgs, die
der Befriedigung eines BedÃ¼rfnisses dient und im Wirtschaftsleben als Arbeit
qualifiziert wird, als BeschÃ¤ftigung zu werten, wenn sie abhÃ¤ngig verrichtet wird
(BSG SozR 4100 Â§ 168 Nr 7; Niesel, aaO, Â§ 101 RdNr 12).

Zu Recht hat die Beklagte in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass bei
der AusÃ¼bung einer neuen TÃ¤tigkeit Ã¼blicherweise anfangs Zeiten des aktiven
Zuschauens im Wirtschaftsleben als zur Arbeit gehÃ¶rig angesehen werden. Im
Rahmen des bei einer Einarbeitung MÃ¶glichen lagen daher am 03.02.1997 beim
KlÃ¤ger Dienstbereitschaft und beim Arbeitgeber Dispositonsgewalt vor (BSG SozR
3-4100 Â§ 101 Nr 4 AFG). Die Zweifel des SG am Vorliegen eines BeschÃ¤ftigungs-
und ArbeitsverhÃ¤ltnisses des KlÃ¤gers mit dem Zeitarbeitsunternehmen M. sind
nicht berechtigt. Es ist angesichts der Arbeitsbescheinigung vom 10.06.1997 von
einem wirksamen Arbeits-/BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis am 03.02.1997 auszugehen.

Der KlÃ¤ger hat Anlass fÃ¼r die LÃ¶sung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses durch
den Arbeitgeber gegeben, weil er nach wenigen Stunden seinen Arbeitsplatz
verlassen hat, ohne hierfÃ¼r eine wichtigen Grund zu haben:

Die Arbeit bei der Einsatzfirma hat den KlÃ¤ger kÃ¶rperlich nicht Ã¼berfordert. So
hat er eine kÃ¶rperliche Ã�berforderung selbst nicht geltend gemacht. Ihm erschien
lediglich die VergÃ¼tung fÃ¼r die von ihm als schwer empfundende Arbeit zu
gering. Ob die Arbeit tatsÃ¤chlich schwer war, konnte der KlÃ¤ger jedoch mangels
eigener praktischer Erfahrung nicht beurteilen. Die mit der Fa. M. vereinbarte
VergÃ¼tung von 11,50 DM/Std. fÃ¼r die von ihm zu verrichtende TÃ¤tigkeit als
Produktionshelfer war angesichts der seit Juni 1996 bestehenden Arbeitslosigkeit
zumutbar. Das aus dieser BeschÃ¤ftigung erzielte wÃ¶chentliche
Nettoarbeitsentgelt unterschritt den Alg-Satz (271,20 DM) voraussichtlich nicht
(Â§Â§ 6, 8, 12 Zumutbarkeits-Anordnung).

Im Ã�brigen hÃ¤tten beim KlÃ¤ger die bis zum Urteil des BSG vom 04.12.1997 â�� 
12 RK 46/94 = DOK 1998, 147 angewandten GrundsÃ¤tze fÃ¼r die Annahme eines
missglÃ¼ckten Arbeitsversuchs â�� auf die das SG in seinem Urteil offenbar abstellt
â�� nicht vorgelegen. Ein missglÃ¼ckter Arbeitsversuch setzte die objektive
Feststellung voraus, dass der BeschÃ¤ftigte bei der Aufnahme der Arbeit zu einer
Verrichtung nicht fÃ¤hig war oder die Arbeit nur unter schwerwiegender
GefÃ¤hrdung seiner Gesundheit verrichten konnte und er daher die Arbeit
entsprechend der darauf gegrÃ¼ndeten Erwartung vor Ablauf einer wirtschaftlich
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ins Gewicht fallenden Zeit aufgegeben hat (BSG SozR 2200 Â§ 165 Nr 33; Niesel
aaO Â§ 105 b RdNr 6). FÃ¼r die Aufgabe der TÃ¤tigkeit durch den KlÃ¤ger waren
jedoch gesundheitliche GrÃ¼nde nicht maÃ�gebend.

Der Arbeitsplatz in R./Pegnitz war fÃ¼r den zum damaligen Zeitpunkt in NÃ¼rnberg
in der S.str. wohnhaften KlÃ¤ger in zumutbarer Zeit mit Ã¶ffentlichen
Verkehrsmitteln erreichbar. Von der S-Bahn-Haltestelle in R. hÃ¤tte der KlÃ¤ger den
Arbeitsplatz nach Angaben des Arbeitgebers in 5 Minuten zu FuÃ� erreichen
kÃ¶nnen. Auch hÃ¤tte der Arbeitgeber dafÃ¼r gesorgt, dass der KlÃ¤ger den
Einsatzort auf jeden Fall erreicht hÃ¤tte.

Da der KlÃ¤ger somit Anlass fÃ¼r die LÃ¶sung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
durch den Arbeitgeber gegeben hat, hat er seine (weitere) Arbeitslosigkeit
wenigstens grob fahrlÃ¤ssig herbeigefÃ¼hrt. Es bestand nÃ¤mlich keine konkrete
Aussicht auf einen Anschlussarbeitsplatz. Auch konnte der KlÃ¤ger aufgrund der
allgemeinen VerhÃ¤ltnisse auf den fÃ¼r ihn in Betracht kommenden Arbeitsmarkt
vernÃ¼nftigerweise nicht mit einem Anschlussarbeitsplatz rechnen (BSG SozR 4100
Â§ 119 Nrn 28, 30).

Nach den fÃ¼r den Eintritt der Sperrzeit maÃ�gebenden Tatsachen ist die
Regeldauer der Sperrzeit von 12 Wochen objektiv nicht als unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig
anzusehen. PersÃ¶nliche und wirtschaftliche UmstÃ¤nde (zB die finanzielle
Situation) sind unbeachtlich (Niesel aaO Â§ 119 RdNr 92). Da im Ã�brigen
Besonderheiten des Einzelfalls nicht zu erkennen sind (BSG SozR 4100 Â§ 119 Nrn
19, 32, 33, 34), bedeutet eine Sperrzeit von 12 Wochen fÃ¼r den KlÃ¤ger keine
besondere HÃ¤rte. Dies gilt auch, obwohl sich der KlÃ¤ger den Arbeitsplatz selbst
beschafft hat, denn Â§ 119 Abs 1 Satz 1 Nr 1 stellt im Gegensatz zu Â§ 119 Abs 1
Satz 1 Nr 2 AFG nicht auf ein durch die Beklagte vermitteltes ArbeitsverhÃ¤ltnis ab.

Die objektiven und subjektiven Voraussetzungen fÃ¼r die Aufhebung der Alhi-
Bewilligung gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 4 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB
X) iVm Â§ 152 Abs 3 AFG waren ab 04.02.1997 (Â§ 119 Abs 1 Satz 2 AFG) fÃ¼r die
Dauer von 12 Wochen gegeben. In den VerhÃ¤ltnissen, die bei der Alhi-Bewilligung
vorgelegen haben, ist nÃ¤mlich mit der Sperrzeit eine wesentliche Ã�nderung
eingetreten. Die Aufhebung fÃ¼r die Vergangenheit war gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs 1 Satz
2 Nr 4 SGB X gerechtfertigt, da der KlÃ¤ger aufgrund der AusfÃ¼hrungen im
Merkblatt fÃ¼r Arbeitslose wusste bzw nicht wusste, weil er die erforderliche
Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat, dass der sich aus der Alhi-
Bewilligung ergebende Anspruch Kraft Gesetzes weggefallen ist. Die Pflicht zur
Erstattung der zu Unrecht erhaltenen Leistungen ergibt sich aus Â§ 50 Abs 1 SGB X.
Der Erstattungsbetrag wurde von der Beklagten zutreffend berechnet. EinwÃ¤nde
gegen die HÃ¶he des Erstattungsbetrages hat der KlÃ¤ger nicht erhoben.

Auf die Berufung der Beklagten war daher das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom
03.02.1999 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.
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GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 24.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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